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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 

(4. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1698 — 

betr. Beihilfe zur Beschaffung von Hausrat an Deutsche aus 
der Sowjetzone, die nicht die Voraussetzungen des § 3 
des Bundesvertriebenengesetzes erfüllen 


A. Bericht des Abgeordneten Eichelbaum 


Nachdem der mitberatende Ausschuß für Heimat- 
vertriebene über den Antrag der Fraktion der SPD 
vom 18. März 1960 am 19. Oktober 1960 beraten 
hatte, befaßte sich der Unterausschuß „Notauf- 
nahme" des federführenden Ausschusses für gesamt- 
deutsche und Berliner Fragen am 11. Januar 1961 
und der Ausschuß selbst am 23. Februar 1961 mit 
dem Anliegen. 

Der Antrag verfolgt den Zweck, die geflüchteten 
Deutschen aus der sowjetisch besetzten Zone bei 
der Beschaffung von Hausrat zu unterstützen, die 
nach ihrer Flucht zwar die „Notaufnahme" erhalten 
haben, aber nicht in den Genuß der Rechte aus dem 
Lastenausgleich kommen, weil ihnen die Anerken- 
nung als Sowjetzonenflüchtling gemäß § 3 BVFG 
(C-Ausweis) versagt worden ist. Sie können daher 
nicht die Hausratsbeihilfe aus dem Härtefonds 
(§ 301 a LAG) erhalten. Sie haben einen Anspruch 
auf eine der aus dem Sonderprogramm für Sowjet- 
zonenflüchtlinge gebauten Wohnungen, sind aber 
im Falle der Not für die Ausstattung der Wohn- 
räume auf Hilfe der Fürsorge angewiesen. 

Das Anliegen, diesen Menschen eine Hilfe zu 
geben, wurde einstimmig bejaht. (Punkt 1 des An- 
trags) 

Für die Festsetzung der Höhe dieser Hilfe sieht 
der Antrag der Fraktion der SPD die Richtlinien des 
Härtefonds vor. (Punkt 2 des Antrags) 

Hierzu berichtete der Bundesvertriebenenminister 
von seinen Verhandlungen mit den Landesflücht- 


lingsverwaltungen, die bereits längere Zeit vor der 
Einreichung des SPD Antrags aufgenommen waren. 
Die für diese Verhandlungen aufgestellten Richt- 
linien wurden dem federführenden Ausschuß für 
gesamtdeutsche und Berliner Fragen und den beiden 
mitberatenden Ausschüssen, dem Ausschuß für Hei- 
matvertriebene und dem Haushaltsausschuß, vor- 
gelegt und dort im einzelnen besprochen. Ände- 
rungswünsche wurden an die Regierung gerichtet 
und von dieser im Laufe der Besprechung mit den 
Ländern verwertet. Sie sind in der Fassung dieser 
Richtlinien für die Gewährung von Beihilfen an 
Deutsche aus der Sowjetzone oder aus dem Sowjet- 
sektor von Berlin zur Beschaffung von Möbeln und 
sonstigem Hausrat (Einrichtungshilfe) vom 13. Fe- 
bruar 1961 zum großen Teile berücksichtigt. Es be- 
steht nunmehr eine Verwaltungsvereinbarung zwi- 
schen Bund und Ländern, die den Ausschüssen zur 
Kenntnis gebracht wurde. 

Sie unterscheidet sich von der Forderung des An- 
trags der Fraktion der SPD Punkt 2 dadurch, daß 
sie die „Einrichtungshilfe" um 200 DM für den Haus- 
haltungsvorstand von der Höhe der Hausratsbeihilfe 
des LAG abhebt (1000 statt 1200 DM), zieht jedoch 
in den Zuschlägen für Ehegatten und Kinder gleich. 
Sie knüpft außerdem die Gewährung der Hilfe an 
eine gewisse Einkommensgrenze, gestaffelt nach der 
Zahl der Jahre, die der Flüchtling bis zum Bezüge 
der Wohnung bereits in der Bundesrepublik zuge- 
bracht hat. Sie wird rückwirkend gewährt für alle 
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Berechtigten, die nach dem 30. September 1959 
Wohnraum bezogen haben. 

Der Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen lehnte Punkt 2 des Antrags der Fraktion der 
SPD — Drucksache 1698 — in Übereinstimmung mit 
dem Ausschuß für Heimatvertriebene mit Mehrheit 
ab und stimmte den von der Bundesregierung vor- 
gelegten Richtlinien zu. Das Bundesvertriebenen- 
ministerium sagte zu, über die Erfahrungen mit die- 
ser neuen Einrichtungshiife nach Jahresfrist dem 
Ausschuß zu berichten. 

Der Haushaltsausschuß setzte in seiner Sitzung 
am 2. März 1961 bei der Beratung über den 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 in 
Kap. 26 02 unter Tit. 607 die Summe von 18 Millio- 
nen DM ein und erklärte dadurch den Antrag der 
Fraktion der SPD — Drucksache 1698 — für erledigt. 


Bonn, den 2. März 1961 


Eichelbaum 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. eine Regelung herbeizuführen, nach der Deut- 
schen aus der Sowjetzone, die nicht die Voraus- 
setzungen des § 3 des Bundesvertriebenengeset- 
zes erfüllen, aber die Aufenthaltserlaubnis nach 
dem Notaufnahmegesetz vom 22. August 1950 
(BGBl. S. 367) besitzen, eine Beihilfe zur Haus- 
ratsbeschaffung bei der erstmaligen Versorgung 
mit Wohnraum gewährt wird; 

2. für die Festsetzung der Höhe der Beihilfe beson- 
dere Richtlinien zu erlassen; 

3. im Bundeshaushalt 1961 entsprechende Mittel be- 
reitzustellen. 


Bonn, den 2. März 1961 


Der Ausschuß 

für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 


Wehner 

Vorsitzender 


Eichelbaum 

Berichterstatter 



